
Tenor

Art. 3 Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kommission
vom 31. Juli 2002 über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des
Vertrags auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen im Kraftfahrzeugsektor ist dahin aus-
zulegen, dass die in Art. 2 Abs. 1 dieser Verordnung vorgesehene
Gruppenfreistellung nicht allein deshalb nicht für eine in den Anwen-
dungsbereich dieser Verordnung fallende Vereinbarung gilt, weil diese
Vereinbarung eine ausdrückliche Kündigungsklausel wie die im Aus-
gangsverfahren streitige vorsieht, nach der eine solche Vereinbarung
vom Lieferanten von Rechts wegen und ohne Einhaltung einer Frist
gekündigt werden kann, wenn der Händler eine der in dieser Klausel
genannten vertraglichen Verpflichtungen nicht erfüllt.

(1) ABl. C 36 vom 11.2.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 18. Januar
2007 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Königreich Schweden

(Rechtssache C-104/06) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Steuerrecht —

Stundung der Steuer auf den Gewinn aus der Veräußerung
von Wohnungseigentum — Art. 18 EG, 39 EG und 43 EG —

Art. 28 und 31 des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum)

(2007/C 56/18)

Verfahrenssprache: Schwedisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: L. Ström van Lier und R. Lyal)

Beklagter: Königreich Schweden (Prozessbevollmächtigter:
A. Kruse)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die
Art. 18, 39, 43 und 56 Abs. 1 EG und die Art. 28, 31 und 40
des EWR-Abkommens — Nationale Vorschriften, nach denen
der Aufschub der Besteuerung der bei der Veräußerung selbstge-
nutzten Wohnraums anfallenden Kapitalgewinne, wenn der
Steuerpflichtige Ersatzwohnraum erwirbt, nur dann gewährt
wird, wenn sowohl der veräußerte als auch der erworbene
Wohnraum im Inland belegen sind

Tenor

1. Das Königreich Schweden hat dadurch gegen seine Verpflichtungen
aus den Art. 18 EG, 39 EG, 43 EG und 56 Abs. 1 EG sowie
den Art. 28, 31 und 40 des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum verstoßen, dass es Steuervorschriften wie die des

Kapitels 47 des Einkommensteuergesetzes (1999:1229) (inkomsts-
kattelagen [1999:1229]) erlassen und beibehalten hat, wonach die
Stundung der Steuer auf den Gewinn aus der Veräußerung eines
privaten Wohngebäudes oder eines Wohnrechts an einem privaten
genossenschaftlichen Wohngebäude von der Voraussetzung abhängt,
dass das neu erworbene Wohnungseigentum ebenfalls in Schweden
belegen ist.

2. Das Königreich Schweden trägt die Kosten.

(1) ABl. C 96 vom 22.4.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 18. Januar
2007 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Tschechische Republik

(Rechtssache C-204/06) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie
78/686/EWG — Gegenseitige Anerkennung der Diplome,
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise —

Zahnärzte — Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen
Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien
Dienstleistungsverkehr — Keine fristgerechte Umsetzung)

(2007/C 56/19)

Verfahrenssprache: Tschechisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: K. Walker und H. Stovlbæk)

Beklagte: Tschechische Republik (Prozessbevollmächtigter: T.
Boček)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Keine fristgerechte
Umsetzung der Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli
1978 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes
und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Aus-
übung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien
Dienstleistungsverkehr (ABl. L 233, S. 1)

Tenor

1. Die Tschechische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus Art. 24 der Richtlinie 78/686/EWG des Rates vom 25. Juli
1978 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes und
für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung des
Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungs-
verkehr verstoßen, dass sie nicht alle Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften erlassen hat, um dieser Richtlinie nachzukommen.

10.3.2007 C 56/11Amtsblatt der Europäischen UnionDE



2. Die Tschechische Republik trägt die Kosten.

(1) ABl. C 143 vom 17.6.2006.

Beschluss des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 11. Januar
2007 (Vorabentscheidungsersuchen des Okresní soud v
Českém Krumlově [Tschechische Republik]) — Jan Vorel/

Nemocnice Český Krumlov

(Rechtssache C-437/05) (1)

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Sozialpolitik
— Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeitnehmer
— Richtlinien 93/104/EG und 2003/88/EG — Begriff
„Arbeitszeit“ — Inaktive Zeiten im Rahmen eines Bereit-
schaftsdienstes durch einen Arzt am Arbeitsplatz — Qualifi-
zierung — Auswirkung auf die Vergütung des Betroffenen)

(2007/C 56/20)

Verfahrenssprache: Tschechisch

Vorlegendes Gericht

Okresní soud v Českém Krumlově

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Jan Vorel

Beklagter: Nemocnice Český Krumlov

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Okresní soud v Českém Krum-
lově — Auslegung von Art. 2 Nr. 1 und Art. 18 der Richtlinie
93/104/EG des Rates vom 23. November 1993 über bestimmte
Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 307, S. 18) — Begriff
der „Arbeitszeit“ — Nationale Rechtsvorschriften, wonach die
Zeit, in der ein Arzt während des Bereitschaftsdienstes am
Arbeitsplatz untätig ist, nicht als Arbeitszeit angesehen wird

Tenor

1. Die Richtlinie 93/104/EG des Rates vom 23. November 1993
über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung in der durch die
Richtlinie 2000/34/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 22. Juni 2000 geänderten Fassung sowie der Richtlinie
2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestal-
tung sind dahin auszulegen, dass sie

— einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegenstehen, nach der
Bereitschaftsdienste, die ein Arzt in Form persönlicher Anwe-
senheit am Arbeitsplatz leistet, in deren Verlauf er jedoch nicht

tatsächlich tätig wird, nicht insgesamt als „Arbeitszeit“ im
Sinne der genannten Richtlinien betrachtet werden;

— der Anwendung einer Regelung durch einen Mitgliedstaat nicht
entgegenstehen, die bei der Vergütung des Arbeitnehmers für
Bereitschaftsdienst an seinem Arbeitsplatz die Zeitspannen,
während deren die Arbeitsleistungen tatsächlich erbracht wer-
den, und diejenigen, während deren keine tatsächliche Arbeit
erbracht wird, unterschiedlich berücksichtigt, soweit eine solche
Regelung uneingeschränkt die praktische Wirksamkeit der den
Arbeitnehmern durch diese Richtlinien gewährten Rechte im
Hinblick auf einen wirksamen Schutz der Gesundheit und der
Sicherheit der Arbeitnehmer gewährleistet.

(1) ABl. C 36 vom 11.2.2006.

Beschluss des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 9. Januar
2007 (Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts
München — Deutschland) — Import-Export GmbH/Oberfi-

nanzdirektion Nürnberg

(Rechtssache C-40/06) (1)

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Gemeinsamer
Zolltarif — Kombinierte Nomenklatur — Tarifierung — Kap-
seln, die im Wesentlichen Melatonin enthalten — Arzneiwa-

ren)

(2007/C 56/21)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Finanzgericht München

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Juers Pharma Import-Export GmbH

Beklagte: Oberfinanzdirektion Nürnberg

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts München —

Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 1789/2003 der Kommis-
sion vom 11. September 2003 zur Änderung des Anhangs I der
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche
und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif
(ABl. L 281, S. 1) — Positionen 3004 (Arzneimittel) und 2106
(Lebensmittelzubereitungen) der Kombinierten Nomenklatur —

Einreihung von Melatoninkapseln, die als Nahrungsergänzungs-
mittel aufgemacht sind, jedoch nur aufgrund einer ärztlichen
Verschreibung über eine Apotheke eingeführt werden können
— Twinlab Melatonin Caps
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